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LUXEMBURG ULC-Präsident Nico Hoffmann stieg gestern ohne große Um-
schweife indieMaterie ein: „Es sindwichtigePunkte fürdenKonsumenten“,
sagteHoffmannimHinblickaufdieSchließungenvonBankfilialen,diedamit
verbundenenAktionendesULCundauchdenDieselskandal.

Aber von anfang an: Bereitsmehrmals hat die ULCdie substantiellenGe-
bührenerhöhungen der Banken auf denKonten von Privatkunden kritisiert,
seies fürEinzahlungen,ÜberweisungenoderGeldabhebungen.

Banken in die Spur bringen
„DieLeute fühlensicheinfachabgezockt“, sagteHoffmann.Rund10.000Un-
terschriften wurden gegen die Gebührenpolitik gesammelt, sagte der ULC-
Präsident im Rahmen des Pressefrühstücks. Die Postbank, bislang als kun-
denfreundlich bekannt, erhöhte bekanntlich im Januar 2017 ihre Gebühren

auf 40 Cent für Papierüberweisungen auf ein anderes Postcheckkonto. Vor-
herwaresgratis.ÜberweisungenaufeinanderesBankkonto inEurowährung
kosten60Centstattvorher30Cent,eineTeuerungvon100Prozent.Dieelek-
tronischenÜberweisungen sollen gratis sein. ImKlartext heißt dies, dass die
Kunden, falls sie sichdieGebührenersparenwollen, gezwungensind, auf das
elektronischeBankingumzusatteln.„EinesolchePolitikignoriertjedochwis-
sentlichdieBedürfnisseältererundbehinderterKunden“,auchdiePostsei in
einersozialenVerantwortung, sagteHoffmann,derKundeseiwiedermalder
Dumme. „Die Postverantwortlichenwissen anscheinendnicht, dass es einen
erheblichen Kundenkreis von älteren Mitbürgern gibt, deren Probleme be-
wusstübergangenwerden“.

Hoffmannprognostizierte: „Noch istE-Banking frei, aberdieswirdsichsi-
cherlichauchbaldändern.VondemSprichwort,dassderKundeKönigsei, ist
manschonlangeweitweg“, sagteHoffmann.DaherhabemanmitdenUnter-
nehmendasGesprächgesuchtundmanwerdeesweiterhinsuchen: „Nurbis-
herkonntenichtserreichtwerden.WettbewerbsfähigkeitundDigitalisierung
wurden immer vorgebracht, aber die Interessen des Kunden ignoriert.“ Die
Politikstehehiernunabsolut inderPflicht,vorallemderFinanzministerund
derfürdiePostzuständigeMinister.Protestaktionenseiennichtausgeschlos-
sen, stellteHoffmannklar.

Gegen VW-Generalimportateur und Konzessionäre
In Luxemburg wurden 43.000 Diesel-Fahrzeuge des Volkswagen Konzerns,
derenMotorenmit einermanipulierten Software ausgestattet sind, zugelas-
sen. Wie mittlerweile bekannt, sind die Abgasemissionen der betroffenen
Fahrzeuge, ausgestattet mit Diesel-Motoren desMotortyps EA189, im tägli-
chenFahrbetriebwesentlichhöheralsdiezurZulassungimLaborermittelten
Werte. Nun geht der Konsumentenschutz gegen den VW-Generalimporta-
teursowieKonzessionärevor.„HierinEuropareagiertderKonzernüberheb-
lich, stellt alles als Kavaliersdelikt dar“, stellte Bob Schmitz in dieser Affäre
klar.DochderKunde sei schlichtweggetäuschtworden.Gerichtlichgesehen,
da es noch keinenPräzedenzfall gibt, „könnenwir eigentlich nur gewinnen“,
sagte Schmitz. Denn diesen Präzedenzfall will man nun kreieren. In Zusam-
menarbeit, unter anderemmit Belgien und Italien, wolle man diesbezüglich
nunindieOffensivegehen. IZ

Klage ist in der Mache
Luxemburger Konsumentenschutz will mit Diesel-Affäre vor Gericht ziehen

Der Luxemburger Konsumentenschutz will gegen den Luxemburger
VW-Generalimportateur undKonzessionäre vorgehen Foto: Editpress
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BRATISLAVAZumindest innerhalb
vonmultinationalen Firmen sol-
len dieMitarbeiter in verschiede-
nen Ländern den gleichen Lohn
für die gleiche Arbeit bekommen.
Das forderten Europas Gewerk-
schafter gestern auf einer interna-
tionalenKonferenz in Bratislava.

DPA

Gewerkschaften kämpfen
gegen Lohndumping

LUXEMBURGFür Bildungsminister
ClaudeMeisch ist dieses Schuljahr
eine Art „Erntezeit“, in denOhren
der CSV klingt es eher nach: „Wer
Durcheinander sät, erntet Chaos“.
Die Christlich-Soziale Volkspartei
wies gestern auf einer Pressekon-
ferenz darauf hin, dass bereits seit
Juli auf einen Personalmangel im
Unterrichtswesen hingewiesen
worden sei. Doch erst kurz vor der
Rentrée sei an Lösungen „gebas-
telt“ wordenmit demResultat,
dass zumSchulanfang in bestimm-
ten des Teilen des Landes einfach
nicht ausreichend Lehrpersonal
verfügbar ist. Dies sei „symptoma-
tisch für eine Politik der Ankündi-
gungen, die auf Effekthascherei
(Stichwort Tablets) und nicht auf
inhaltliche und organisationelle
Kohärenz setze“. Als unverant-
wortlich kritisieren die CSV und
ihre bildungspolitische Sprecherin
MartineHansen ebenfalls die Vor-
bereitung auf den Schulanfang in
SachenMehrsprachigkeit. Das di-
daktischeMaterial für die Franzö-
sischförderung im 1. Grundschul-
zyklus fehle noch. Auch der Um-
gangmit den ehemaligenReligi-
onslehrern sei unverantwortlich,
hätten doch viele von ihnen bis
Anfang des Schuljahres nicht ge-
wusst, wo ihre berufliche Zukunft
sein wird. Insgesamt zeichne sich
die Schulpolitik der Regierung
durch einen „konzeptlosenRe-
formeifer“ aus, es würdenmehr
Baustellen aufgeworfen, als tat-
sächlich bearbeitet werden könn-
ten. „Et soll een netméi lasskap-
penwéi een schëppen kann“,
soHansen. CB

CSV: „konzeptloser Re-
formeifer“ der Regierung

LUXEMBURG Sie fällt knapp und
nüchtern aus, dieMitteilung des
Wahlbüros der „Association des
Professeurs de l’Enseignement se-
condaire et supérieur“ (Apess): Am
Donnerstagabend teilte das von ei-
ner außerordentlichenHauptver-
sammlung eingesetzte Büromit,
dass die Lehrergewerkschaft eine
neueSpitze bekommenwird.Das
geht zumindest aus demErgebnis
derWahl hervor, die amDonners-
tag inDummeldingen stattfand.
AndréBerns konnte demnach56,3
Prozent der Stimmenerhalten, der
bisherige PräsidentDaniel Reding
lediglich43,7Prozent. Ebenfalls die
PostendesVizepräsidenten, des
Generalsekretärs unddes Schatz-
meisters gingen andieHerausfor-
derer umAndréBerns. 225 gültige
Stimmenwurden ausgezählt. CB

Apess mit neuer Führung

Friedensvermittler
Neue Organisation „Pour la Paix et contre la Guerre“ stellt sich vor

ür den Frieden und gegen den
Krieg“: Unter diesem Namen
gibt es offiziell seit dem 7. Juli
dieses Jahres eine neue gemein-

nützige Organisation. Sie will einerseits
Opfern und Flüchtlingen in Konflikt- und
Kriegsgebieten in Europa helfen, sich
gleichzeitig aber auch für die Vermittlung
einer Friedenskultur und die Verbreitung
von gewaltfreien Lösungen für Konflikte,
wie sie bestimmte Institute und Experten
entwickeln, einsetzen.

Kurz vor dem Millenniumwechsel habe
noch eine außergewöhnliche Stimmung
vorgeherrscht mit Ausblick auf ein neues
Jahrtausend des Wohlstands, Fortschritts
und des Friedens. Heute müsse man aller-
dings „leider feststellen, dass Frieden in
Europa weniger sicher erscheint als vor 17
Jahren“, sagte gestern der Präsident der
neuenOrganisation, Claude Pantaleoni, auf
einer Pressekonferenz.Während seiner An-
sicht nach wenig in den Medien über den
Krieg in der Ukraine berichtet wird, sei bei-
spielsweise der Frieden auf dem Balkan
längst nicht gesi-
chert. Die Attentate,
die Europa in den
vergangenenJahren
erlebte, seien eine
Verlängerung der
Kriege in Syrienund
im Irak. Nicht zu-
letzt steige die Waffenproduktion und das
Budget fürsMilitär in Europa. Das alles und
die ständigenBilder der Zerstörung und des

F

menschlichen Leids, die riskierten, Gewalt
zubanalisieren, bildendenHintergrundvon
„Pour laPaix et contre laGuerre“.DadieBe-
richterstattung über Konflikte eher

„schwarz-weiß“ ausfalle, will die asbl eben-
falls KontaktmitMenschen vor Ort in Kon-
fliktgebieten oder Flüchtlingen aufnehmen

und ihre Sichtweise zeigen. Ein ukraini-
schesFlüchtlingsmädchenwirdetwabeider
VeranstaltungkommendeWoche (sieheun-
ten) ihreGeschichte erzählen.

k Erster öffentlicher
Auftritt der Organisa-
tion ist am kommen-
den Mittwoch (27.
September), ein
Wohltätigkeitskonzert
zugunsten der Opfer

des Krieges und der Flüchtlinge im Osten der
Ukraine. Ab 19.30 im Festsaal des „Lycée de
Garçons“ in Esch-sur-Alzette. Der Eintritt ist frei

LUXEMBURG
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Claude und Natalya Pantaleoni, Christian Welter und Frédéric Kaps bilden das Komitee des Ver-
eins (v.l.n.r.). Links im Bild die junge Ukrainerin, die am kommenden Mittwoch ihre Geschichte
erzählenwird Foto: cb

„Frieden in Europa scheint heute
weniger sicher als vor 17 Jahren“

CLAUDE PANTALEONI, Präsident „Pour la Paix et contre la Guerre“


